Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache 


Der Präsident 

des Europäischen Parlaments 


Straßburg, den 18. Dezember 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 9. Dezem- 
ber 1969 auf der Grundlage eines Berichts seines Ausschusses 
für die Beziehungen zu den afrikanischen Ländern und Mada- 
gaskar eine 

Entschließung zu dem Assoziierungsabkommen zwischen 
der EWG und den assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar 

angenommen und beschlossen, den Wortlaut dieser Entschlies- 
sung und den Ausschußbericht zur Information auch den Präsi- 
denten der Parlamente der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

Ich beehre mich, Ihnen anliegend einen Auszug aus dem Proto- 
koll dieser Sitzung mit der Entschließung des Parlaments zu 
übersenden. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Mario Scelba 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 , 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) ß 35 51 
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Anlage 


Entschließung 

zu den Assoziierungsabkommen zwischen der EWG und den mit ihr 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 


Das Europäische Parlament, 

— vom Rat zu dem am 29. Juli 1969 in Jaunde Unter- 
zeichneten neuen Abkommen über die Assozia- 
tion zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und den mit ihr assoziierten afrikani- 
schen Staaten und Madagaskar konsultiert (Dok. 
132/69), 

— in Kenntnis des Exposes des amtierenden Präsi- 
denten des Rats vom 26. November 1969, 

— unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 2. 
Oktober 1968 ( J ), 10. März 1969 ( 2 ) und 4. Juni 
1969 ( 3 ) betreffend die Erneuerung des Assoziie- 
rungssystems mit den afrikanischen Staaten und 
Madagaskar, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den afrikanischen Ländern und 
Madagaskar sowie der Stellungnahmen des Land- 
wirtschaftsausschusses und des Ausschusses für 
Außenwirtschaftsbeziehungen (Dok. 176/69); 

1. begrüßt die Erneuerung des Abkommens von 
Jaunde, das auf den gleichen Grundsätzen beruht 
und vom gleichen Geist getragen ist wie die bishe- 
rige Assoziation EWG- A ASM; 

2. billigt den Wortlaut des neuen Abkommens 
und der dazugehörigen Dokumente; 

3. begrüßt es, daß die durch das vorhergehende 
Abkommen eingesetzten Organe beibehalten werden 
und daß damit die Fortsetzung des Gesprächs und 
der fruchtbaren Zusammenarbeit ermöglicht wird, 
die sich zwischen den 24 Partnern der Assoziation 
entwickelt hatten; 

- — hinsichtlich des Warenaustauschs: 

4. weist darauf hin, daß der Grundsatz der Frei- 
handelszone zwischen der EWG und jedem assozi- 
ierten Staat in dem neuen Abkommen beibehalten 
wurde; 

5. begrüßt die von der Gemeinschaft bekundete 
Absicht, den assoziierten Staaten für die den euro- 
päischen Agrarprodukten gleichartigen und mit ih- 
nen konkurrierenden Erzeugnisse eine günstigere 
Einfuhrregelung zuzugestehen als bisher; 


o ABI. Nr. C 108 vom 19. 10. 1968, S. 28. 

( 2 ) ABI Nr. C 41 vom 1. 4. 1969, S. 5. 

( 3 ) ABI Nr. C 79 vom 21. 6. 1969, S. 18. 


6. ist der Ansicht, daß trotz der in Artikel 20 des 
: Abkommens enthaltenen Bestimmungen die Ver- 
schlechterung der Handelsbedingungen für die 
Grunderzeugnisse der AASM ein besorgniserregen- 
des Problem bleibt, und fordert die Kommission und 
den Rat auf, die Untersuchung dieses Problems fort- 
zusetzen und dabei unter anderem auch die Anre- 
gungen des Europäischen Parlaments zu berück- 
sichtigen, um geeignete Lösungen zu finden, mit 
denen die Befürchtungen der assoziierten Staaten 
zerstreut werden können; 

‘ 7. stellt fest, daß die Bestimmungen des neuen 

Abkommens der Einführung allgemeiner Präferen- 
zen auf weltweiter Ebene für Halbfertig- und Fertig- 
erzeugnisse der Entwicklungsländer nicht im Wege 
stehen und die assoziierten Staaten nicht hindern, 
sich daran zu beteiligen; 

8. weist darauf hin, daß die Einführung dieser 
allgemeinen Präferenzen mit der Bedingung ver- 
knüpft sein muß, daß den AASM Vorteile gewährt 
werden, die denen, die sie gegenwärtig haben, zu- 
mindest gleichwertig sind; 

9. wünscht, daß die Verringerung der Präferen- 
zen, die sich aus der Senkung der Zölle des Gemein- 
samen Zolltarifs für bestimmte, die AASM inter- 
essierende Tropenprodukte ergibt, u. a. durch han- 
delsfördernde Maßnahmen ausgeglichen wird, die 
den Absatz der Erzeugnisse dieser Länder auf den 
Märkten der Gemeinschaft und der dritten Länder 
erleichtern; 

— hinsichtlich der hnanziellen und technischen Zu- 
sammenarbeit : 

10. stellt fest, daß der Betrag der Finanzhilfe 
für die assoziierten Staaten rein zahlenmäßig um 

i 25 Prozent erhöht worden ist, bemerkt dazu aber, 
daß sich diese Hilfe in der Praxis stufenweise über 
| einen Zeitraum von mehr als fünf Jahren erstrecken 
j und nicht den vom Parlament gewünschten Jahres- 
I durchschnitt von 200 Millionen Rechnungseinheiten 
erreichen wird; 

11. begrüßt es, daß neue Modalitäten für die Ge- 
währung der Hilfe festgesetzt wurden, die im Rah- 
men einer engeren regionalen Zusammenarbeit in 
Afrika eine stärkere Auffächerung der Aktion der 
Gemeinschaft zugunsten der Entwicklung der un- 
mittelbar produktiven Wirtschaftssektoren und ins- 
besondere zugunsten der Industrialisierung der as- 
soziierten Staaten ermöglichen; 
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12. betont in diesem Zusammmhang mit Nach- 
druck, daß die Maßnahmen für die Umschulung der 
Arbeitskräfte und für die allgemeine Ausbildung 
Vorrang haben müssen; 

13. äußert erneut den Wunsch nach einer stärke- 
ren Koordinierung zwischen den Hilfsmaßnahmen 
der Gemeinschaft und den sonstigen Formen der 
bilateralen oder multilateralen Hilfe für die AASM; 

14. wünscht, daß die Europäische Investitions- 
bank die neuen Möglichkeiten, die in dem Abkom- 
men vorgesehen wurden, aufs beste nutzt und die 
Aufgabe der Förderung von Investitionen erfüllt; 

15. empfiehlt, die in Artikel 62 vorgesehenen 
Verhandlungen zur Erneuerung des Abkommens 
rechtzeitig aufzunehmen und abzuschließen, damit i 
man beim Ablauf dieses Abkommens nicht gezwun- j 
gen ist, Ubergangsmaßnahmen zu treffen; empfiehlt 
ferner, den Abschluß eines Abkommens von länge- i 
rer Dauer in Aussicht zu nehmen; 


16. bedauert den verspäteten Abschluß der Ver- 
handlungen zur Erneuerung des Abkommens und 
fordert, weil das neue Abkommen nicht am 1. Juni 
1969 in Kraft treten konnte, die Mitgliedstaaten auf, 
das Ratifizierungsverfahren möglichst rasch abzu- 
schließen, damit dieses neue Abkommen bald in 
Kraft treten kann; 

17. wünscht, daß für die Konsultation des Euro- 
päischen Parlaments durch den Rat angemessenere 
Modalitäten gefunden werden; 

18. beauftragt seinen Präsidenten, diese Ent- 
schließung und den Ausschußbericht dem Rat und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften sowie 
zur Information den Präsidenten der Parlamente der 
Mitgliedstaaten, den Präsidenten der Parlamente 
der assoziierten Staaten, den Mitgliedern der Parla- 
mentarischen Konferenz der Assoziation und dem 
Assoziationsrat EWG-AASM zu übermitteln. 
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